Mitteilung des Senats
an die Bremische Biirgerschaft (Landtag)
vom 20. September 2022

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Bremischen Ausfiihrungsgesetzes zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz

1. Der Senat Uberreicht der Bremischen Blrgerschaft (Landtag) den Entwurf eines
Gesetzes zur Anderung des Bremischen Ausflhrungsgesetzes zum Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz mit der Bitte um Beschlussfassung.

2. Mit dem Gesetzentwurf sollen die Vorschriften des bremischen Ausfliihrungsgesetzes an
geanderte bundes- und unionsrechtliche Vorschriften angepasst werden. Zugleich soll
eine Angleichung an die Vorschriften des Niedersachsischen Ausfuhrungsgesetzes zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz erreicht werden, um eine einheitliche
Umsetzung des Bundesrechts in Bremen und Niedersachsen sicherzustellen. Dies ist
vor allem vor dem Hintergrund bedeutsam, dass Bremen keine eigene
Tierseuchenkasse eingerichtet hat, sondern die bremischen Nutztierhalter im Jahr 2003
durch Abschluss eines Staatsvertrags zu Pflichtnutzern der Niedersachsischen
Tierseuchenkasse bestimmt hat. Diese ist u.a. fUr die Erstattung von Verlusten
zustandig, die den Nutztierhaltern durch das Auftreten oder die Verbreitung von
Tierseuchen entstehen. Damit solche Erstattungsverfahren in Niedersachsen und
Bremen einheitlich gefuihrt werden kénnen, ist es erforderlich, dass in beiden Landern
annahernd gleiche Ausfihrungsgesetze gelten.

Die staatliche Deputation fur Gesundheit und Verbraucherschutz hat dem Entwurf
zugestimmt.

3. Kosten werden durch den Gesetzentwurf nicht entstehen.

Der Gesetzentwurf mit Begriindung und Synopse sind als Anlage beigefligt.
Beschlussempfehlung:

Der Senat bittet die Blirgerschaft (Landtag) um Beratung und Beschlussfassung des
Gesetzentwurfs in der Oktobersitzung 2022.
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Erstes Gesetz zur Anderung des Bremischen Ausfiihrungsgesetzes zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Birgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

) Artikel 1
Anderung des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes
zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz

Das Bremische Ausfuhrungsgesetz zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetz vom 19. Dezember 2006 (Brem.GBI. S. 541 — 7831-k-1) wird wie folgt
geandert:

1. § 1 wird wie folgt gefasst:
.81

Einzugsbereiche und Zustandigkeiten

Als Einzugsbereiche im Sinne von § 6 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes werden die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven

bestimmt. Die Aufgaben der zustandigen Behorde im Sinne von § 3 Absatz 1 des

Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes obliegen in der Stadtgemeinde
Bremen der Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, in der
Stadtgemeinde Bremerhaven dem Magistrat der Stadt Bremerhaven.*

2. § 2 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»,(1) Die zustandige Behorde erhebt fur die Beseitigung von tierischen
Nebenprodukten und Folgeprodukten im Sinne von § 3 Absatz 1 des
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes von deren Besitzern
Gebuhren und Auslagen; zur Beseitigung gehdren das Abholen, Sammelin,
Kennzeichnen, Beférdern, Lagern, Behandeln, Verarbeiten und Verwenden
sowie die endgultige Beseitigung.”

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»(2) Ist die Beseitigungspflicht nach § 3 Absatz 3 des Tierische

Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungs-
einrichtung Ubertragen worden, so erhebt dieser fur die Beseitigung von

tierischen Nebenprodukten und Folgeprodukten im Sinne von § 3
Absatz 1 des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes von
deren Besitzern ein Entgelt nach seinen Preislisten und Allgemeinen
Geschaftsbedingungen.”



bb)

In Satz 2 werden die Worter ,in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill,
Gliederungsnummer 722-2-1, veroffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geandert durch Artikel 289 der Verordnung vom 25. November
2003 (BGBI. | S. 2304)“ durch die Worter ,vom 21. November 1953
(BAnz. Nr. 244 vom 18. Dezember 1953), zuletzt geandert durch
Artikel 70 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864)*
ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

dd)

Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Nummer 1 werden die Worter ,§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des
Tierseuchengesetzes in der Fassung vom 22. Juni 2004 (BGBI. |
S. 1260), geandert durch Artikel 2 § 3 Abs. 5 des Gesetzes vom
1. September 2005 (BGBI. | S. 2618)“ durch die Woérter ,§ 2
Nummer 4 des Tiergesundheitsgesetzes in der Fassung vom
21. November 2018 (BGBI. | S. 1938)" ersetzt.

bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2. das Abholen, Sammeln, Kennzeichnen, Befordern und Ver-
wenden von sonstigen Falltieren,”.

Satz 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

,Die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven tragen in ihrem
jeweiligen Einzugsbereich die wirtschaftlich notwendigen Kosten fur die
Beseitigung von Vieh abzuglich des Verwertungserloses (Verlust). Ist
die Beseitigungspflicht nach § 3 Absatz 3 des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungseinrichtung
Ubertragen worden, so ist der Verlust von den Stadtgemeinden Bremen
und Bremerhaven in ihrem jeweiligen Einzugsbereich zu 40 vom
Hundert auszugleichen.”

Nach Satz 4 wird folgender Satz eingeflgt:

.Im Fall des Satzes 4 ist der Verlust in Anwendung der Leitsatze fur die
Preisermittlung aufgrund von Selbstkosten der Anlage zur Verordnung
PR Nr. 30/53 Uber die Preise bei 6ffentlichen Auftragen in der jeweils
geltenden Fassung zu berechnen.”

In dem neuen Satz 6 werden nach den Wértern ,nicht verwertbar sind*
die Worter ,,oder auf dem Transport zur Schlachtung oder in Schlacht-
statten anfallen“ eingefligt.

d) Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa)

Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,(5) Die Niedersachsische Tierseuchenkasse erstattet den Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven fur Tierkorper von Vieh 60 vom
Hundert der von diesen gemal} Absatz 3 Satz 3 zu tragenden Verluste.”



bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Ist die Beseitigungspflicht nach § 3 Absatz 3 des Tierische Neben-
produkte-Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungs-
einrichtung ubertragen worden, so erstattet die Niedersachsische
Tierseuchenkasse diesem 60 vom Hundert der Verluste.”

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Die Niedersachsische Tierseuchenkasse sowie die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven sind berechtigt, selbst oder durch beauf-
tragte Dritte zu prufen, ob die vom Inhaber der Beseitigungseinrichtung
bei der Berechnung des Verlustes geltend gemachten Kosten wirt-
schaftlich notwendig sind.”

dd) Nach Satz 4 wird folgender Satz angefugt:

,Die Niedersachsische Tierseuchenkasse sowie die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven teilen sich die Ergebnisse ihrer Prifungen
jeweils unverzuglich mit.“

e) In Absatz 7 Satz 3 werden die Worter ,dem Beseitigungspflichtigen nach § 1
Satz 1“ durch die Wérter ,den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven®
ersetzt.

f) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz angeflgt:

»(8) Fur die Erstellung von Gebuhrenbescheiden nach § 2 Absatz 6 Uber-
mittelt die Niedersachsische Tierseuchenkasse dem Inhaber der Beseiti-
gungseinrichtung auf dessen Anforderung die folgenden Daten in Bezug auf
Tierhalter im Einzugsbereich der Beseitigungseinrichtung:

1. Name, Vorname, Anschrift und Tierseuchenkassennummer sowie
2. Artund Menge der gehaltenen Tiere.

Die Ubermittlung der Daten kann durch Abruf im automatisierten Verfahren
erfolgen.”

3. § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Heimtiere sind gemal der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften
fur nicht fir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung uber tierische
Nebenprodukte) (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 1) Tiere von Arten, die
normalerweise von Menschen zu anderen als zu landwirtschaftlichen Nutz-
zwecken geflttert und gehalten, jedoch nicht verzehrt werden.*



Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung in Kraft.



Begriindung
I. Allgemeiner Teil

Das Bremische Ausfluihrungsgesetz zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz
(BremAGTierNebG) ist mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft getreten, um die fur die
Durchflihrung des bundesrechtlichen Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes
(TierNebG) erforderlichen landesrechtlichen Anschlussvorschriften zu erlassen. Das
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz des Bundes regelt u.a. die unschadliche
Beseitigung von verendeten oder getoteten, nicht zum Verzehr bestimmten oder geeigneten
Nutztieren. Es dient damit sowohl der Sicherstellung der Tiergesundheit und der
Bekampfung von Tierseuchen und damit der Abwehr von Gefahren fur die Gesundheit von
Menschen und Tieren als auch dem Ausgleich der den betroffenen Nutztierhaltern
entstehenden wirtschaftlichen Verlusten. Die Léander regeln in ihren Ausfihrungsgesetzen
die hierzu erforderlichen naheren Einzelheiten und Verfahren, etwa im Land Niedersachsen
und in der Freien Hansestadt Bremen die Kostenlastverteilung, Zahlungsmodalitadten oder
Prifrechte der beteiligten Niedersachsischen Tierseuchenkasse und der
Beseitigungspflichtigen.

Im BremAGTierNebG sind im Wesentlichen die erforderlichen Regelungen zur Bestimmung
der beseitigungspflichtigen Korperschaften sowie Kostenregelungen enthalten. Das Land
Bremen hat keine eigene Tierseuchenkasse eingerichtet, sondern die bremischen
Nutztierhalter per Staatsvertrag im Jahre 2003 zu Pflichtnutzern der Niedersachsischen
Tierseuchenkasse bestimmt. Das bremische Landesrecht folgt daher mit seinen Regelungen
im Wesentlichen den Vorschriften des Niedersachsischen Ausfiihrungsgesetzes zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes, um ein einheitliches Verfahren mit der
Niedersachsischen Tierseuchenkasse und eine einheitliche Behandlung der
niedersachsischen und bremischen Nutztierhalter sicherzustellen.

Die seit Inkrafttreten des BremAGTierNebG ergangenen Anderungen des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes machen eine Anpassung der landesrechtlichen
Regelungen an das aktuelle Bundesrecht erforderlich. So sind im TierNebG etwa hinsichtlich
der Zustandigkeiten die Begrifflichkeiten geandert worden und missen im bremischen
Landesgesetz nachvollzogen werden. AulRerdem sollen Regelungen zur Kalkulation der
notwendigen Beseitigungskosten sowie zur Kostentragungspflicht in das Gesetz
aufgenommen werden. Das Verfahren des Verlustausgleichs im Falle einer Ubertragung der
Beseitigungspflicht auf den Inhaber einer Beseitigungseinrichtung soll ebenfalls neu geregelt
werden. SchlieBlich soll eine Rechtsgrundlage fiir die Ubermittiung von Tierhalterdaten an
die Tierseuchenkasse geschaffen werden. Das niedersachsische Ausflihrungsgesetz zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz ist im Hinblick auf diese bundesrechtlichen
Anderungen bereits angepasst worden.

Il. Einzelbegrindungen
Zu Artikel 1 Nr. 1:
Das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz unterscheidet nicht mehr nach dem

Beseitigungspflichtigen und der nach Landesrecht zustédndigen Behdrde, sondern verwendet
nur noch den Begriff der zustandigen Behorde. Dieser wird daher in § 1 definiert, wobei die



bisherige Definition des Beseitigungspflichtigen aufgegeben wird. Zudem werden die Gebiete
der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven als Einzugsbereiche im Sinne des § 6
TierNebG bestimmt. Damit wird die bisherige Aufgabenzuweisung an die kommunalen
Behdrden, die sich in der Vergangenheit bewahrt hat, aufrechterhalten.

Zu Artikel 1 Nr. 2:
In § 2 Absatz 1 werden Anpassungen an das aktuelle Bundesrecht vorgenommen.

In Absatz 2 werden ebenfalls redaktionelle Uberarbeitungen und Anpassungen geanderter
Fundstellen vorgenommen.

Absatz 3 dient der Klarstellung, dass im Fall der Ubertragung der Beseitigungspflicht auf den
Inhaber einer Beseitigungseinrichtung der (verbleibende) Verlust in Hohe von 40 Prozent
nach wie vor durch die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven auszugleichen ist (Satz
4). AuRerdem wird geregelt, dass entsprechend der Regelung der Kalkulation der Entgelte
nach § 3 Abs. 2 auch bei éffentlichen Auftragen die Verordnung PR Nr. 30/53 ber die Preise
bei 6ffentlichen Auftragen zur Anwendung kommen soll (Satz 5). Dies dient u. a. dazu,
Rechtsstreitigkeiten Gber die Berechnung der wirtschaftlich notwendigen Kosten zu
vermeiden. Die rechtliche Mdglichkeit der analogen Anwendbarkeit der Verordnung PR Nr.
30/53 zur Ermittlung der Kosten der Tierkorperbeseitigung wurde durch Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Schleswig-Holstein vom 15. Februar 2006 - 2 LB 46/04 - bestatigt.
Die Regelung wurde im Rahmen des Verbandsbeteiligungsverfahrens durch die
Tierseuchenkasse und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande
Niedersachsens angeregt. Mit der Ergénzung des Satzes 6 wird klargestellt, dass die Kosten
fur die Beseitigung von Tierkorpern, die auf dem Weg zur Schlachtung oder in
Schlachtbetrieben anfallen, den Verursachern auferlegt werden. Es handelt sich hierbei
teilweise um kranke oder nicht transportfahige Tiere, die ohnehin nicht schlachtfahig waren.
Zudem stammt ein Teil dieser Tiere aus anderen Bundeslandern oder dem Ausland, so dass
eine Kostentragung der Kommunen oder der Niedersachsischen Tierseuchenkasse nicht
hinnehmbar ist. Die aus diesem Grund im Niedersachsischen Ausflihrungsgesetz zum
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz getroffene Kostenregelung soll in das
bremische Landesgesetz ibernommen werden. Im Ubrigen werden erforderliche
redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

In Absatz 5 wird eine Anderung des Erstattungsweges der wirtschaftlich notwendigen Kosten
aufgenommen. Die anteilige Kostenerstattung erfolgt im Fall der Ubertragung der
Beseitigungspflicht direkt von der Tierseuchenkasse an den Inhaber der
Beseitigungseinrichtung. Damit die Niedersachsische Tierseuchenkasse sowie die
Stadtgemeinde Bremen und Bremerhaven das ihnen eingerdumte Prifrecht hinsichtlich der
wirtschaftlichen Notwendigkeit der geltend gemachten Kosten effektiv austiben kénnen, wird
eine gegenseitige Benachrichtigungspflicht eingefihrt. Im Ubrigen werden erforderliche
redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

In Absatz 7 werden erforderliche redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

Durch den neuen Absatz 8 wird eine Rechtsgrundlage geschaffen, um der
Niedersachsischen Tierseuchenkasse im Fall einer Ubertragung der Beseitigungspflicht auf



den Inhaber einer Beseitigungseinrichtung die fiir die Erstellung von Geblhrenbescheiden
nach § 2 Absatz 6 erforderlichen Datenlbermittlungen zu gestatten.

Zu Artikel 1 Nr. 3:

Mit der Anderung des § 3 Absatz 2 wird die gemeinschaftsrechtliche Bezugsnorm fiir die
Definition des Heimtierbegriffs angepasst.

Zu Artikel 2:

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.



Synopse BremAGTierNebG

Stand: 11.08.2022

BremAGTierNebG vom 19.12.2006

Entwurf Anderungsgesetz zum BremAGTierNebG

§1

Beseitigungspflichtige Kérperschaften

§1
iy flichtioe K ha

Einzugsbereiche und Zusténdigkeiten

Zustandige Kdrperschaften des offentlichen Rechts
(Beseitigungspflichtige) im Sinne von 8 3 Abs. 1 Satz 1 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes vom 25. Januar 2004 (BGBI. |
S. 82) in der jeweils geltenden Fassung sind die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven. Sie nehmen diese Aufgabe als
Selbstverwaltungsangelegenheit wahr.

Als Einzugsbereiche im Sinne von 8 6 des Tierische Nebenprodukte-

Beseitigungsgesetzes werden die Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven bestimmt. Die Aufgaben der zustandigen Behdrde im
Sinne_von 8§ 3 Absatz 1 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes obliegen in der Stadtgemeinde Bremen der
Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, in der
Stadtgemeinde Bremerhaven dem Magistrat der Stadt Bremerhaven.

§2

Kosten und Entgelte

§2

Kosten und Entgelte

(1) Die nach 8 1 Satz 1 Beseitigungspflichtigen erheben fir die
Beseitigung von tierischen Nebenprodukten, die nach dem Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz an sie abzugeben sind, von deren
Besitzern Gebuhren und Auslagen; zur Beseitigung gehoren das
Abholen, Sammeln, Beférdern, Lagern, Behandeln und Verarbeiten
sowie die endgiiltige Beseitigung. Die Gebuhren sind nach den durch
die Beseitigung verursachten Kosten unter Bericksichtigung von

(1) Die nach-8-1-Satz-1 Beseitiguhgspilichtigen-erhehen-zustandige
Behdrde erhebt fiir die Beseitigung von tierischen Nebenprodukten
und Folgeprodukten im Sinne von 8 3 Absatz 1 des Tierische
Nebenprodukte- Beselthunqsqesetzes—dre—naeh—dem—ﬁmehe
von deren
BeS|tzern Gebuhren und Auslagen; zur Beseltlgung gehoren das
Abholen, Sammeln, Kennzeichnen, Beftrdern, Lagern, Behandeln,
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Verwertungserldosen zu bemessen. Eine degressive Staffelung der
Gebuhrensatze nach den Mengen der in einem bestimmten
Zeitabschnitt gelieferten tierischen Nebenprodukte ist zulassig. Fur
tierische Nebenprodukte, die in Schlachtstatten anfallen, gilt der
Betreiber der Schlachtstatte als Besitzer. Die Gebuhren sind auf der
Grundlage eines Ortsgesetzes zu erheben.

und Verarbeiten_.und Verwenden sowie die endgultige Beseitigung. Die
Gebiihren sind nach den durch die Beseitigung verursachten Kosten
unter Berlicksichtigung von Verwertungserlésen zu bemessen. Eine
degressive Staffelung der Geblihrensatze nach den Mengen der in
einem bestimmten Zeitabschnitt gelieferten tierischen Nebenprodukte
ist zulassig. Fur tierische Nebenprodukte, die in Schlachtstatten
anfallen, gilt der Betreiber der Schlachtstatte als Besitzer. Die
Gebuhren sind auf der Grundlage eines Ortsgesetzes zu erheben.

(2) Ist die Beseitigungspflicht nach 8 3 Abs. 2 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer
Beseitigungseinrichtung tbertragen worden, so erhebt dieser fir die
Beseitigung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 von tierischen

Nebenprodukten, die nach dem Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetz an ihn abzugeben sind, von deren Besitzern ein
Entgelt nach seinen Preislisten und Allgemeinen

Geschiftsbedingungen. Die Entgelte sind in Anwendung der Leitsatze
fur die Preisermittlung aufgrund von Selbstkosten der Anlage zur
Verordnung PR Nr. 30/53 liber die Preise bei tffentlichen Auftragen in
der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungshummer 722-2-1,
ver6ffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt gedndert durch Artikel
289 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBI. | S. 2304), in der
jeweils geltenden Fassung zu berechnen. Die Preislisten und
Allgemeinen Geschéftsbedingungen sowie deren Anderungen
bedirfen der vorherigen Zustimmung der Senatorin fir Gesundheit,
Frauen und Verbraucherschutz. Im Ubrigen gilt Absatz 1
entsprechend.

(2) Ist die Beseitigungspflicht nach § 3 Absatz: 23 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer
Beseitigungseinrichtung Ubertragen worden, so erhebt dieser fur die
Beseitigung im-Sinne-von-Absatz-1-Satz-1 Halbsatz 2-von-tierischen

Nebenprodukten—¢die—nach—dem—Tieriseche—Nebenprodukie-
Beseitguhgsgesetz—anh—ihn—abzugeben—sind—von _ tierischen

Nebenprodukten und Folgeprodukten im Sinne von § 3 Absatz 1 des
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes von deren Besitzern
ein Entgelt nach seinen Preislisten und Allgemeinen
Geschéftsbedingungen. Die Entgelte sind in Anwendung der Leitsatze
fur die Preisermittlung aufgrund von Selbstkosten der Anlage zur
Verordnung PR Nr. 30/53 Uber die Preise bei 6ffentlichen Auftragen-in

21. November 1953 (BAnz Nr 244 vom 18. Dezember 1953) zuletzt

geandert durch Artikel 70 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI.
| S. 1864), in der jeweils geltenden Fassung zu berechnen. Die
Preislisten und Allgemeinen Geschaftsbedingungen sowie deren
Anderungen bediirfen der vorherigen Zustimmung der Senatorin fir
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz. Im Ubrigen gilt Absatz 1
entsprechend.

(3) Gebiihren und Auslagen nach Absatz 1 und Entgelte nach Absatz
2 werden nicht erhoben fur

(3) Gebuihren und Auslagen nach Absatz 1 und Entgelte nach Absatz
2 werden nicht erhoben fur




Stand: 11.08.2022

1. die Beseitigung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 von Vieh
im Sinne des 8 1 Abs. 2 Nr. 3 des Tierseuchengesetzes in der
Fassung vom 22. Juni 2004 (BGBI. | S. 1260), geandert durch
Artikel 2 8 3 Abs. 5 des Gesetzes vom 1. September 2005 (BGBI.
I S. 2618), das in einem landwirtschaftlichen Betrieb, auf einem
Betriebsgelande oder wahrend des Transports verendet ist oder
nicht fir Zwecke des Verzehrs getotet wurde (Falltiere), falls die
rechtliche Verpflichtung zur Durchfuhrung von Tests auf
transmissible spongiforme Enzephalopathien (TSE-Tests) an
diesen Falltieren besteht,

2. das Abholen, Sammeln und Beférdern von sonstigen Falltieren,

3. die Beseitigung von Vieh, das auf behdrdliche Anordnung aufgrund
tierseuchenrechtlicher Vorschriften getétet wurde oder das nach
behdrdlicher Anordnung der Tétung verendet ist.

Fir die Lagerung, Verarbeitung und endgiltige Beseitigung von
Falltieren im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 wird eine Gebuhr in Hohe von
25 vom Hundert der hierfiir entstehenden Kosten nach Maf3gabe der
Abséatze 4 und 6 erhoben. Der nach § 1 Satz 1 Beseitigungspflichtige
tragt die wirtschaftlich notwendigen Kosten fir die Beseitigung von
Vieh, die nach Abzug der Verwertungserlése verbleiben. Ist die
Beseitigungspflicht nach § 3 Abs. 2 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungseinrichtung
Ubertragen worden, so werden diese Kosten von dem nach § 1 Satz 1
Beseitigungspflichtigen getragen. Fur Tierkorper von Vieh, die wegen
belastender Rickstéande nicht verwertbar sind, gelten die Absatze 1
und 2. Samtliche tierischen Nebenprodukte eines Tieres aus
Sektionen gelten als ganzer Tierkorper im Sinne dieses Absatzes.

1. die Beseitigung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 von Vieh

im Sinne des-8-1-Abs—2 Nr—3-desTFierseuchengesetzes—in-der
Fassung-vom—22—Juni2004(BGBI1-S—1260),—geandertdurch
+S-—2618) § 2 Nummer 4 des Tiergesundheitsgesetzes in der
Fassung vom 21. November 2018 (BGBI. | S. 1938), das in einem
landwirtschaftlichen Betrieb, auf einem Betriebsgelande oder
wahrend des Transports verendet ist oder nicht fur Zwecke des
Verzehrs getotet wurde (Falltiere), falls die rechtliche Verpflichtung
zur Durchflhrung von Tests auf transmissible spongiforme
Enzephalopathien (TSE-Tests) an diesen Falltieren besteht,

2. das Abholen, Sammeln, Kennzeichnen, s#rd-Beférdern und
Verwenden von sonstigen Falltieren,

3. die Beseitigung von Vieh, das auf behdrdliche Anordnung aufgrund
tierseuchenrechtlicher Vorschriften getétet wurde oder das nach
behordlicher Anordnung der Totung verendet ist.

Fur die Lagerung, Verarbeitung und endglltige Beseitigung von
Falltieren im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 wird eine Gebuhr in Hohe von
25 vom Hundert der hierfiir entstehenden Kosten nach Maf3gabe der
Abséatze 4 und 6 erhoben. Dernach-5-1-Satz1 Beseitigungspflichtige
tragt-Die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven tragen in ihrem
jeweiligen Einzugsbereich die wirtschaftlich notwendigen Kosten fur
die Beseitigung von Vieh_ abziglich,—die—nach—Abzug desr
Verwertungserloses (Verlust)—verbleiben. Ist die Beseitigungspflicht
nach 8 3 Absatzz 23 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungseinrichtung
Ubertragen worden, so ist _der Verlust von den Stadigemeinden
Bremen und Bremerhaven in ihrem |ewe|I|qen Einzugsbereich werden

B%emema#en%hremqewemqenémzuqsbe@ehge#agen—lm Fall des

Satzes 4 ist der Verlust in Anwendung der Leitsatze fur die
Preisermittlung aufgrund von Selbstkosten der Anlage zur Verordnung
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PR Nr. 30/53 uber die Preise bei 6ffentlichen Auftrégen in der jeweils
geltenden Fassung zu berechnen. Fur Tierkorper von Vieh, die wegen
belastender Ruckstande nicht verwertbar sind_oder auf dem Transport
zur Schlachtung oder in Schlachtstatten anfallen, gelten die Absétze 1
und 2. Samtliche tierischen Nebenprodukte eines Tieres aus
Sektionen gelten als ganzer Tierkorper im Sinne dieses Absatzes.

(4) Der 25-vom-Hundert-Anteil nach Absatz 3 Satz 2 wird aufgrund von

einheitichen S&tzen berechnet, die die Niedersachsische
Tierseuchenkasse auf der Grundlage der gesamten
Beseitigungskosten der Falltiere des  vorangegangenen

Kalenderjahres entsprechend der Inanspruchnahme durch die
jeweiligen Tierarten und deren Gréf3enklassen durch Satzung festlegt.

(4) Der 25-vom-Hundert-Anteil nach Absatz 3 Satz 2 wird aufgrund von

einheitichen Sétzen berechnet, die die Niedersachsische
Tierseuchenkasse auf der Grundlage der gesamten
Beseitigungskosten der Falltiere des  vorangegangenen

Kalenderjahres entsprechend der Inanspruchnahme durch die
jeweiligen Tierarten und deren Gréf3enklassen durch Satzung festlegt.

(5) Die Niedersachsische Tierseuchenkasse erstattet den nach § 1
Satz 1 Beseitigungspflichtigen fur Tierkdrper von Vieh 60 vom Hundert
der von diesen gemal Absatz 3 Satze 3 und 4 zu tragenden Kosten.
Die Niederséchsische Tierseuchenkasse ist berechtigt, selbst oder
durch beauftragte Dritte zu prifen, ob die vom Inhaber der
Beseitigungseinrichtung geltend gemachten Kosten wirtschaftlich
notwendig sind. Der Inhaber der Beseitigungseinrichtung ist
verpflichtet, die zu diesem Zweck erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
und Einsicht in alle fir den Prifungszweck maRgeblichen
Geschéftsunterlagen zu gewahren.

(5) Die Niedersachsische Tierseuchenkasse erstattet den rach-5-1
Satz—1—Beseitigungspflichtigen—Stadtgemeinden  Bremen _und
Bremerhaven fur Tierkorper von Vieh 60 vom Hundert der von diesen
gemal Absatz 3 S&atze 3 und-4-zu tragenden Verlustekesten. Ist die
Beseitigungspflicht nach § 3 Absatz 3 des Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetzes dem Inhaber einer Beseitigungseinrichtung
Ubertragen __ worden, SO erstattet  die Niederséachsische
Tierseuchenkasse diesem 60 vom Hundert der Verluste. Die
Niedersachsische Tierseuchenkasse ist sowie die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven sind berechtigt, selbst oder durch
beauftragte Dritte zu prifen, ob die vom Inhaber der
Beseitigungseinrichtung bei der Berechnung des Verlustes geltend
gemachten Kosten wirtschaftlich notwendig sind. Der Inhaber der
Beseitigungseinrichtung ist verpflichtet, die zu diesem Zweck
erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und Einsicht in alle fir den
Prifungszweck mafigeblichen Geschaftsunterlagen zu gewahren. Die
Niederséchsische Tierseuchenkasse sowie die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven teilen sich die Ergebnisse ihrer Prifungen
jeweils unverzuglich mit.
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(6) Die Niedersachsische Tierseuchenkasse erhebt durch
Leistungsbescheid die Geblhren nach Absatz 3 Satz 2 im eigenen
Namen bei den Besitzern der Falltiere.

(6) Die Niedersachsische Tierseuchenkasse erhebt durch
Leistungsbescheid die Geblhren nach Absatz 3 Satz 2 im eigenen
Namen bei den Besitzern der Falltiere.

(7) Der Inhaber der Beseitigungseinrichtung ist verpflichtet, der
Niedersachsischen Tierseuchenkasse mitzuteilen:

1. jahrlich die zur Ermittlung der einheitlichen Séatze nach Absatz 4
Satz 1 erforderlichen Daten und

2. monatlich die Daten, die erforderlich sind, die
verursachergerechte Inanspruchnahme der
Beseitigungseinrichtung durch die einzelnen Besitzer von Vieh zu
ermitteln, bei denen nach Absatz 6 Gebuhren zu erheben sind.

um

Zu den nach Satz 1 Nr. 2 erforderlichen Daten gehéren Name und
Anschrift der zahlungspflichtigen Besitzer von Tierkérpern sowie die
Menge, Art und GroRRe der beseitigten Tiere nach GrofRenklassen
(Absatz 4). Die Mitteilungspflichten nach Satz 1 bestehen unabhangig
von  Mitteilungspflichten  aus  Vertrdgen  zwischen  dem
Beseitigungspflichtigen nach § 1 Satz 1 und dem Inhaber der
Beseitigungseinrichtung. Der Inhaber der Beseitigungseinrichtung hat
die Aufzeichnungen, die zur Ermittlung der Inanspruchnahme der
Beseitigungseinrichtung gemacht wurden, bis zum Ablauf des dritten
auf die Mitteilung nach Satz 1 folgenden Kalenderjahres geordnet
aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen; langere
Aufbewahrungsfristen nach anderen Rechtsvorschriften bleiben
unberdhrt.

(7) Der Inhaber der Beseitigungseinrichtung ist verpflichtet, der
Niedersachsischen Tierseuchenkasse mitzuteilen:

1. jahrlich die zur Ermittlung der einheitlichen Satze nach Absatz 4
Satz 1 erforderlichen Daten und

2. monatlich die Daten, die erforderlich sind, die
verursachergerechte Inanspruchnahme der
Beseitigungseinrichtung durch die einzelnen Besitzer von Vieh zu
ermitteln, bei denen nach Absatz 6 Gebuhren zu erheben sind.

um

Zu den nach Satz 1 Nr. 2 erforderlichen Daten gehéren Name und
Anschrift der zahlungspflichtigen Besitzer von Tierkérpern sowie die
Menge, Art und GrofRe der beseitigten Tiere nach Grolenklassen
(Absatz 4). Die Mitteilungspflichten nach Satz 1 bestehen unabhangig
von Mitteilungspflichten  aus  Vertragen  zwischen  dem
Beseitigungspflichtigen-nach-8-1-Satz1-den Stadtgemeinden Bremen
oder Bremerhaven und dem Inhaber der Beseitigungseinrichtung. Der
Inhaber der Beseitigungseinrichtung hat die Aufzeichnungen, die zur
Ermittlung der Inanspruchnahme der Beseitigungseinrichtung
gemacht wurden, bis zum Ablauf des dritten auf die Mitteilung nach
Satz 1 folgenden Kalenderjahres geordnet aufzubewahren und auf
Verlangen vorzulegen; langere Aufbewahrungsfristen nach anderen
Rechtsvorschriften bleiben unberthrt.

(8) Fur die Erstellung von Gebihrenbescheiden nach § 2 Absatz 6
ubermittelt die Niedersachsische Tierseuchenkasse dem Inhaber der
Beseitigungseinrichtung auf dessen Anforderung die folgenden Daten
in Bezug auf Tierhalter im Einzugsbereich der
Beseitigungseinrichtung:
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1. Name, Vorname, Anschrift und Tierseuchenkassennummer
sowie
2. Art und Menge der gehaltenen Tiere.

Die Ubermittlung der Daten kann durch Abruf im automatisierten
Verfahren erfolgen.

§3

Ermachtigung fur die Beseitigung von Heimtierkérpern

§3

Ermachtigung fur die Beseitigung von Heimtierkérpern

(1) Die Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung die unschadliche Beseitigung
von Heimtierkdrpern zu regeln.

(1) Die Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung die unschadliche Beseitigung
von Heimtierkorpern zu regeln.

(2) Heimtiere sind gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002 mit
Hygienevorschriften fir nicht fir den menschlichen Verzehr bestimmte
tierische Nebenprodukte (ABI. EG Nr. L 273, S. 1) Tiere von Arten, die
normalerweise von Menschen zu anderen Zwecken als zu
landwirtschaftlichen Nutzzwecken gefittert und gehalten, jedoch nicht
verzehrt werden.

(2) Heimtiere sind geméaR der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit
Hygienevorschriften fur nicht fir den menschlichen Verzehr bestimmte
tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1774/2002 (Verordnung uber tierische Nebenprodukte) (ABl. EG-Ne-L

300_vom 14.11.2009, S. 1) Fundstelle—222Verordnung{(EG)Nr
+77412002—des Europaiscna E.lFI|ElIIIFe“IIES. o EFI..EEIS Rates EI O
Tiere von Arten, die normalerweise von Menschen zu anderen
Zwecken—als zu landwirtschaftlichen Nutzzwecken gefittert und
gehalten, jedoch nicht verzehrt werden.

§4

Inkrafttreten

§4

Inkrafttreten
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Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Bremische Ausfihrungsgesetz zum
Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 15. Juni 1981 (Brem.GBI. S. 125 —
7831-k-1), das zuletzt durch Gesetz vom 8. April 2003 (Brem.GBI. S.
175) geandert worden ist, aufRer Kraft.

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Bremische Ausflhrungsgesetz zum
Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 15. Juni 1981 (Brem.GBI. S. 125 —
7831-k-1), das zuletzt durch Gesetz vom 8. April 2003 (Brem.GBI. S.
175) geandert worden ist, aulRer Kraft.




	top 17_20220920_Entwurf_Tierische_Nebenprodukte_Beseitigungsgeetz
	Beschlussempfehlung:

	top 17_20220920_ANLAGE_Gesetzentwurf mit Begründung und Synopse
	top 17_20220920_ANLAGE_bF_01_ÄndBrem_tierischen Nebenprodukte-Beseitungsgesetz
	Erstes Gesetz zur Änderung des Bremischen Ausführungsgesetzes zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz
	Artikel 1 Änderung des Bremischen Ausführungsgesetzes zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz
	Einzugsbereiche und Zuständigkeiten
	Artikel 2 Inkrafttreten


	top 17_Begründung
	top 17_ANLAGE_Synopse_ BremAGTierNebG


